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Myanmar: Der Menschenrechtsaktivist Moe Thway ist Gründungsmitglied und
Präsident der Organisation Generation Wave, die sich für Frieden,
Demokratisierung und Menschenrechte in Myanmar einsetzt. Im Interview erklärt
er, warum die Kultur der Gewalt, des Militarismus und der Unterdrückung in
seinem Land noch immer so stark ist. Auch in der NLD, der Partei von
Friedensnobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi, dominiere ein autokratischer
Führungsstil.

Nach den Parlamentswahlen 2015 in Myanmar gab es große Hoffnungen,



dass die siegreiche Partei von Aung San Suu Kyi, die Nationalliga für
Demokratie (NLD), den Demokratisierungsprozess in Myanmar
voranbringen würde. Seither zeigt die Staatsberaterin einen zunehmend
autoritären Führungsstil. Welche Hintergründe führen zu dieser
Entwicklung und wie wirken sie sich auf die Demokratisierung aus?

Die politischen Veränderungen in Myanmar, die nach über fünf Jahrzehnten
Militärdiktatur 2015 zu der Bildung einer Zivilregierung geführt haben, wurden
nicht von den Menschen, der Oppositionspartei oder Aung San Suu Kyi
herbeigeführt. Das Militär hat sie initiiert. Seine Machtposition hat es in der
Verfassung von 2008 abgesichert. Demnach wird ein Viertel der
Parlamentarier*innen von der Militärführung ernannt. Für eine
Verfassungsänderung sind 75 Prozent plus eine Stimme im Parlament nötig. Das
heißt, ohne Beteiligung und Zustimmung des Militärs kann die Verfassung nicht
geändert werden. Viele wichtige Positionen in Politik und Wirtschaft werden von
Militärs besetzt und Straffreiheit für die Ausbeutung von natürlichen Ressourcen
ist gesetzlich verankert. Die Zivilregierung hat keinerlei Befugnisse über das
Militär. Alle militärischen Angelegenheiten, Fragen der Sicherheit und der
Verteidigung werden von der Militärführung entschieden und kontrolliert. Ich
denke, dass der Regierung und Aung San Suu Kyi angesichts der anhaltenden
militärischen Macht das Selbstvertrauen fehlt, ihre politischen Rechte auszuüben.
Sie fühlen sich unsicher in ihrer Rolle.

Außerdem durchdringt die militärische Tradition noch immer alles. Auch viele
führende NLD-Mitglieder haben einen militärischen Hintergrund, selbst Aung San
Suu Kyi, deren Vater der Begründer der birmanischen Armee ist. Das hat ihre
Persönlichkeit geprägt. Die meisten NLD-Mitglieder haben die Militärdiktatur
erlebt und konnten keine demokratischen Werte oder ein Rechtsverständnis
entwickeln. Es gibt eine jahrzehntelange Kultur der Gewalt, des Militarismus und
der Unterdrückung in Myanmar. Der autoritäre Führungsstil wurde durch das
langjährige Herrschaftssystem normalisiert. Auch die buddhistische Kultur und
die patriarchale und hierarchische Tradition im Land haben dazu beigetragen.

Besonders problematisch ist aber, dass die NLD selbst auch nicht demokratisch
ist. Aung San Suu Kyi wurde vor über 30 Jahren Parteivorsitzende. Diese
Entscheidung wurde von ihr und einer Handvoll Parteimitglieder getroffen. Das
ist in revolutionären Zeiten nachvollziehbar. Während der Militärdiktatur musste
die NLD im Geheimen operieren und konnte den eigenen Leuten nicht trauen,



weil es Agent*innen des militärischen Geheimdienstes in den eigenen Reihen gab.
Sie haben das aber nie wirklich überwunden und bis heute fehlt es ihnen an
Vertrauen untereinander und an der Fähigkeit, Entscheidungen mehrheitlich zu
treffen. Deshalb ist die NLD und ihre Führung so autokratisch.
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Nationalistische buddhistische Mönche schüren die Angst der
Mehrheitsbevölkerung vor Muslim*innen, besonders den Rohingya, die
angeblich eine Bedrohung für den Buddhismus und die Einheit des
Staates darstellen. Welchen Nerv trifft das bei der Bevölkerung?

Nicht nur die Führungselite steht unter dem Einfluss der militärischen
Vergangenheit. Das gilt genauso für die ‚gewöhnlichen Menschen’. Sie haben
unter anhaltender Armut und fehlender Bildung gelitten und konnten ihre
Grundrechte nicht ausüben. Angst wurde in ihr Denken gepflanzt. Jetzt öffnet sich
das Land, aber nur oberflächlich. Trotz jüngster Reformbemühungen besteht das
mangelhafte Bildungssystem fort. Und auch die lokalen Verwaltungsstrukturen
sind noch dieselben. Für die Menschen in den ländlichen Regionen hat sich bisher
nur wenig geändert. Eine vielschichtige Kultur von Gewalt prägt die Beziehungen
zwischen den Menschen und zwischen Institutionen und den Menschen.

Rund 90 Prozent der Bevölkerung sind Buddhist*innen. Religion spielt noch
immer die wichtigste Rolle in ihrem Leben, wichtiger noch als Bildung oder
Freiheit. Sie haben kein Vertrauen in das politische System entwickelt und
können leicht durch staatliche Propaganda und Hassreden gegen ethnische und
religiöse Minderheiten aufgestachelt werden.

Welche Rolle spielt hier das Militär?

In der Vergangenheit hat das Militär seine Herrschaft damit gerechtfertigt, das
Land vor politischer Zerrissenheit und dem Auseinanderbrechen schützen zu
müssen. Ab Anfang der 2000er Jahre wollte das Militär selbst einen
Systemwechsel, um den Druck der internationalen Sanktionen zu mindern.
Deshalb wurden zivile Parteien bei den Wahlen 2010 zugelassen. Aber wie sollte
es die Macht in einem parlamentarischen System behalten? Es war nahe liegend,
sich einer nationalistischen und religiösen Ideologie zu bedienen, um
Wähler*innen zu mobilisieren. Dafür mussten sie ein Feindbild finden. Die
Muslim*innen boten sich an, denn sie machen nur wenige Prozent der
Gesamtbevölkerung aus und können dem Land nicht gefährlich werden. So wurde
der buddhistische Chauvinismus in Myanmar gestärkt. Und wieder behaupten die
Militärs, das Land beschützen zu müssen.

Mit den Rohingya gab es bereits einen langjährigen Konflikt [über ihre
Staatsbürgerechte]. Die Militärs haben den Konflikt ‚warm gehalten’, um ihn



eines Tages zu nutzen. Obwohl die Menschen in einer offeneren sozialen und
politischen Umwelt leben, stehen sie noch unter dem Einfluss des vergangenen
Systems. So haben sie die nationalistische Ideologie leicht übernommen und
richten ihren Hass gegen Rohingya und andere Muslim*innen. Dabei gibt es eine
Reihe unterschiedlicher Schnittmengen. Viele Menschen etwa unterstützen Aung
San Suu Kyi politisch, aber verteidigen den Buddhismus und den Nationalismus
besonders gegenüber Muslim*innen.

Was bedeutet dieser autoritäre Regierungsstil für die Menschenrechte in
Myanmar?

Zwischen 2010 bis 2015 gab es eine Liberalisierung, was die Menschenrechte
anging. Die Regierung suchte die Anerkennung der internationalen Gemeinschaft
und wollte sich als Reformerin darstellen. Deshalb hat sie viele
zivilgesellschaftliche Aktionen toleriert. In einigen Fällen hat sie aber auch
unnachgiebig durchgegriffen, etwa 2012 bei Protesten gegen die Letpadaung-
Kupfermine in der Region Sagaing und 2015 bei einem Protestmarsch von
Student*innen. Unter der NLD-Regierung glaubten wir, so etwas würde nie
wieder passieren. Aber dann kam die Rohingya-Krise.

„Die  Einschränkung  der  Meinungsfreiheit  hat  direkte  Auswirkungen  auf  uns
Menschenrechtsaktivist*innen. Wir müssen an unsere Sicherheit denken und uns
überlegen, ob wir die Regierung für etwas kritisieren. Das betrifft besonders den
Völkermord  an  den  Rohingya.  Die  Mehrheit  der  Menschen  und  auch  viele
Aktivist*innen  sind  von  der  Propaganda  so  beeinflusst,  dass  sie  diesen
Völkermord  unterstützen.“
Es gibt auch eine Reihe von Gesetzen, die die Grundrechte einschränken. Das
Telekommunikationsgesetz schränkt in Paragraf 66(d) die Meinungsäußerung in
den sozialen Medien ein. Wir hatten erwartet, dass die NLD das Gesetz ändern
würde, so dass es mit internationalen Menschenrechtsnormen übereinstimmt.
Aber das hat sie nicht gemacht, sondern es sogar benutzt, um Menschen, die die
Regierung kritisiert haben, zu verhaften. Das hat uns schockiert. Das Gesetz über
friedliche Versammlungen und Demonstrationen wurde zwar geändert, aber nicht
weitgehend genug. Das zeigt die autoritäre Einstellung der NLD-Regierung.

Inwiefern wird der Handlungsspielraum von Aktivist*innen und NGOs
beschnitten?



Die Einschränkung der Meinungsfreiheit hat direkte Auswirkungen auf uns
Menschenrechtsaktivist*innen. Wir müssen an unsere Sicherheit denken und uns
überlegen, ob wir die Regierung für etwas kritisieren. Das betrifft besonders den
Völkermord an den Rohingya. Die Mehrheit der Menschen und auch viele
Aktivist*innen sind von der Propaganda so beeinflusst, dass sie diesen
Völkermord unterstützen. Mitte 2016 veröffentlichte Aung San Suu Kyi eine
Stellungnahme, die untersagte, die Bezeichnung „Rohingya“ zu verwenden.
Seither trauen sich die Menschen nicht mehr, sie zu gebrauchen. Es war kein
Gesetz, aber wir wissen einfach nicht, was passiert, wenn wir der Anweisung
nicht folgen.

Dazu kommt die nationalistische und islamfeindliche Hetze. Als die Gewalt gegen
die Rohingya begann, wagten nur wenige moderate Personen, sich zu äußern. Ich
selbst traue mich nicht, öffentlich über die Rohingya zu sprechen, auch wenn ich
es immer wieder versucht habe. Es ist sehr gefährlich für mich und andere
Aktivist*innen.

Wir wagen es auch nicht, uns zu anderen Themen zu äußern, etwa zu der
verbreiteten Korruption staatlicher Institutionen oder dem Vorgehen des Militärs
gegen Demonstrant*innen oder ethnische Gruppen. Das könnte als Verleumdung
behandelt und mit bis zu 20 Jahren Haft bestraft werden. Ich hatte nie erwartet,
so etwas unter Aung San Suu Kyis Regierung zu sehen. Sie hat den
Friedensnobelpreis und viele andere Auszeichnungen bekommen und war über
Jahrzehnte die meist respektierte und verehrte Führungspersönlichkeit. Sie war
der ehrwürdigste Mensch in meinem Leben. Ich will sie nicht verteidigen, aber
ich glaube nicht, dass sie sich plötzlich verändert hat, sondern dass sie schon
immer so war. Wir haben sie vorher nur nicht wirklich gekannt.



Friedensdemo in Yangon 2017 © Generation Wave

Wie adressieren Menschenrechtsaktivist*innen die Restriktionen der
Regierung?

Nach der Wahl 2015 haben wir versucht, mit den Parlamentarier*innen zu
sprechen. Viele kennen wir schon lange und sie sind unsere Freunde. Wir haben
sie ermutigt, Änderungen repressiver Gesetze gegen die Menschenrechte
voranzubringen. Aber Aung San Suu Kyi dominiert nicht nur die Regierung. Als
Staatsberaterin kann sie auch direkt mit der Legislative sprechen. Keiner der
Parlamentarier*innen wagt es, sich gegen ihren Willen zu stellen. Das hat
Auswirkungen auf unsere Advocacy-Tätigkeiten. Die Parlamentarier*innen hören
uns zwar an, aber sie unternehmen nichts. Sie folgen der Regierung und nicken
ab, was Aung San Suu Kyi und die Partei will. Deshalb gehen wir bei kontroversen
und kritischen Themen auf die Straße und demonstrieren. Unter der vorherigen
Regierung haben sich viele Menschen unseren Protesten angeschlossen. Heute
sind viele regierungsfreundlich und glauben an die Kompetenz von Aung San Suu
Kyi.

Wir haben aber nicht mehr so viele Verbündete wie früher. Es gibt einige
Organisationen, die ihre Stimme auch kritisch gegen die Regierung und andere



Institutionen erheben. Dafür werden wir angeklagt. Zurzeit laufen zwei Verfahren
gegen mich und andere Aktivist*innen, weil wir für Frieden und die
Gleichberechtigung der ethnischen Gruppen demonstriert haben. Wir versuchen
auch, die internationalen Menschenrechtsmechanismen zu erreichen. Sie sind
unsere einzige Hoffnung, solange wir nicht mit der Regierung oder anderen
Institutionen sprechen können .

„Wir  haben aber  nicht  mehr  so  viele  Verbündete  wie  früher.  Es  gibt  einige
Organisationen, die ihre Stimme auch kritisch gegen die Regierung und andere
Institutionen erheben. Dafür werden wir angeklagt. Zurzeit laufen zwei Verfahren
gegen  mich  und  andere  Aktivist*innen,  weil  wir  für  Frieden  und  die
Gleichberechtigung der ethnischen Gruppen demonstriert haben. Wir versuchen
auch,  die internationalen Menschenrechtsmechanismen zu erreichen.  Sie sind
unsere  einzige  Hoffnung,  solange wir  nicht  mit  der  Regierung oder  anderen
Institutionen sprechen können .“
Der birmanische Aktivist Khin Zaw Win hat 2018 gesagt: „In Ermanglung
einer politischen Ideologie verfallen Myanmars Regierende in
Primitivismus, Populismus und Autoritarismus.“ [eigene Übersetzung]
Wie kann eine zukünftige Vision für Myanmar entwickelt werden, und
welche Rolle kann die Zivilgesellschaft dabei spielen?

Um die Situation in Myanmar zu verändern, braucht es mehr als die
Zivilgesellschaft. In der Vergangenheit haben wir versucht, soziale Veränderung
zu unterstützen, Menschen zu mobilisieren und die NLD in ihrer Oppositionsrolle
zu unterstützen, weil wir glaubten, dass sie eine liberale Demokratie will. Aber
wir brauchen ein anderes Wirtschaftssystem. Es wurde durch nepotistische
Strukturen zerstört, mit denen sich das Militärregime die natürlichen Ressourcen
gesichert hat. Die Menschen leben in Armut und haben kaum Chancen auf eine
angemessene Bildung und Gesundheitsversorgung. Der Wohlstand ist zu ungleich
verteilt. Dafür brauchen wir die Regierung.

Aber die NLD hat sich seit 2015 stark verändert. In der Zivilgesellschaft fragen
sich viele, welche Partei wir bei den nächsten Parlamentswahlen 2020 wählen
sollen. Es gibt keine, die unsere Träume für die Zukunft erfüllt. Deshalb wollte ich
2016 mit Gleichgesinnten eine neue Partei gründen, die von den Aktivist*innen
der 88er Generation geführt wird. Während der Rohingya-Krise haben wir
festgestellt, dass sie zur Regierung und dem Militär stehen und uns sogar davon
abhalten wollten, über Unterstützung für die Rohingya zu sprechen. Da haben wir



die Gruppe verlassen. Jetzt gründen wir eine neue Partei, die unsere Werte
vertritt. Was Khin Zaw Win gesagt hat, stimmt für die etablierten politischen
Parteien. Nicht einmal die NLD folgt ihren liberalen Werten, ihr fehlt eine klare
politische und ökonomische Strategie.

„Wir  brauchen  ein  anderes  Wirtschaftssystem.  Es  wurde  durch  nepotistische
Strukturen zerstört, mit denen sich das Militärregime die natürlichen Ressourcen
gesichert hat. Die Menschen leben in Armut und haben kaum Chancen auf eine
angemessene Bildung und Gesundheitsversorgung. Der Wohlstand ist zu ungleich
verteilt.“
Wenn wir über die Grenzen von Myanmar in die Nachbarländer der
Region schauen, sehen wir zunehmend autoritäre Regierungen. Haben
diese regionale Entwicklungen Auswirkungen auf Myanmar?

Myanmar ist Mitglied in der ASEAN-Gemeinschaft und die Situation ist in den
meisten Mitgliedsstaaten ähnlich. Außer Indonesien werden alle mehr oder
weniger autokratisch regiert. Wir sind Teil des ASEAN Youth Movement. In
unserem Netzwerk nennen wir ASEAN die ‚Vereinigung des Bösen’. Die
autoritären Regime in der Nachbarschaft bieten also keine Inspiration.
Stattdessen helfen sich die Regime gegenseitig, die Missstände in ihren Ländern
zu vertuschen.
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Viel mehr wird Myanmar von den weiter entfernt liegenden westlichen Ländern
beeinflusst. Dort nimmt der Nationalismus zu. Viele Politiker*innen und
Bürger*innen schauen Richtung USA und fragen sich, warum sich dieses liberale
Land so stark verändert hat. Das ist keine plötzliche Entwicklung. Sie wählen
einen neuen Weg, weil sie es nicht mehr ertragen und die Grenzen von
Demokratie und Menschenrechten sehen. Auch der Brexit hat Auswirkungen. Wir
wollen eine föderale Struktur, aber Großbritannien hat sich dagegen entschieden.

„Wenn die Lage in Myanmar dann bei den Vereinten Nationen diskutiert wird,
fragen  sich  die  Menschen,  warum  sich  selbst  die  USA  aus  dem  UN-
Menschenrechtsrat  zurückgezogen  haben.  Und  dann  zeigen  Deutschland,
Frankreich, Großbritannien oder die USA auf Aung San Suu Kyi und Myanmar
und  sagen,  sie  sollten  toleranter  gegenüber  den  Muslim*innen  sein?  Sie
akzeptieren doch selbst die Menschen aus Syrien und dem Nahen Osten nicht.
Wie soll Myanmar also die Rohingya tolerieren, wenn im Westen anti-muslimische
Trends zunehmen?“
Wenn die Lage in Myanmar dann bei den Vereinten Nationen diskutiert wird,
fragen sich die Menschen, warum sich selbst die USA aus dem UN-
Menschenrechtsrat zurückgezogen haben. Und dann zeigen Deutschland,



Frankreich, Großbritannien oder die USA auf Aung San Suu Kyi und Myanmar
und sagen, sie sollten toleranter gegenüber den Muslim*innen sein? Sie
akzeptieren doch selbst die Menschen aus Syrien und dem Nahen Osten nicht.
Wie soll Myanmar also die Rohingya tolerieren, wenn im Westen anti-muslimische
Trends zunehmen? Dieses Narrativ basiert auf der Weltpolitik.

Die Länder in Südostasien ahmen den Westen nach. Nach 9/11 begann die ganze
Welt Anti-Terrorismus-Maßnahmen zu schaffen. Wir haben keine terroristische
Bedrohung in Myanmar, aber inzwischen gibt es entsprechende Gesetze und die
Menschen haben Angst vor dem Terror. In Myanmar und in den Ländern der
Region sagt man, dass die USA und Europa Menschenrechte und Demokratie
‚exportieren’, um unsere Länder zu beeinflussen und sie wirtschaftlich wieder zu
kolonialisieren. In den letzten zwei Jahrzehnten hat der Westen aber nicht die
Demokratie gebracht, sondern China- und Islamfeindlichkeit verbreitet. Die
wurde nicht aus den asiatischen Ländern, sondern aus dem Westen importiert.
Das hat eine signifikante Auswirkung auf unser Land und die Region Südostasien.

Interview und Übersetzung aus dem Englischen von: Judith Kunze.
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